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Jum neuen Jahr.
Am Ausgange des alten Jahres wiederholen sich die Scenen, welche wir

erlebten, als wir im Jahre 1870 den ersten großen Schritt zur deutschen
Rechtseinheit thaten, mit Annahme des deutschen Strafgesetzbuchs. Alle reichs¬
feindlichen Parteien — selbstverständlich einschließlich der sogen, deutschen Fort¬
schrittspartei — geberden sich so, als sei die letzte Würde des Parlamentes
begraben, der letzte Schimmer dessen, was man Charakter und Princip zu
nennen wageu durfte, erloschen. Sie geberden sich so, weil bei den großen
Justizgesetzen zwischen den beiden Katheden des Parlaments- und Regierungs¬
willens, die im rechten Winkel aufeinanderstießen, die Diagonale gezogen und
zum Gesetz geworden ist. Das Gesetz vom Parallelogramm der Kräfte er¬
kennen sie Alle an, die Schwarzen und Rothen, die Polen und die Fraction
Eugen Richter-Saucken. Aber iu der Politik soll es nicht gelten. Da setzt
man in schnurgerader Linie über den Strom. Da giebt es keine Reibung und
keine Hindernisse für die von der Curie und der „Volkszeitnng", dem „Vor¬
wärts" nnd dem „Curier poznanski" sauctionirten unveräußerlichen „Principien."
Da heißt es biegen oder brechen, sonst ruht, um mit Herrn Saucken zu redeu,
die parlamentarische Würde und Freiheit unter einem Leichensteine. KabsÄnt
sibi dürfte die geeignete Grabschrift lanten — für die überlebenden Urheber
dieser Beisetzung.

Auch die vollkommene Verständnißlvsigkeit für die Unerträglichkeit nnd den
Jammer der bisherigen deutschei; Rechtszerrisfenheit, für die seit Jahrhunderten
überkommenen und fortgelebten Rechtsmißbränche findet sich bei den Gegnern
des Zustandekommens der deutschen Justizgesetze heute mit derselben rührenden
Naivetät ausgeprägt, wie 1870 in den für Annahme des deutschen Strafgesetz¬
buchs entscheidenden Tagen. Damals wie heute verschlossen sich die Gegner
des Abschlusses, die Anwälte der Ablehnung und Vertagung auf unbestimmte
Zeit, geflissentlich die Augen über die Zustände, die fortbestehen mußten, wenn

Grenzbote» l. 1877- 1



— 2 —

in ihrem Sinne entschieden worden wäre. Damals wie heute wollten sie alle
großen Fortschritte der neuen Gesetzgebungsarbeit preisgeben, lieber das unleid¬
liche Alte fortbestehen lassen, weil das Phantom ihrer Wünsche nicht vollkommen
Gestalt gewonnen und Berücksichtigung erfahren hatte. Die Socialdemokraten
und der sogenannte Fortschritt polterten damals über die Aufrechterhaltung
der Todesstrafe für Mord und Fürstenattentat, mit solchem Zorn und Eifer,
als ob alle bekannten Ahnen der Unzufriedenen feit Deukaleons Zeiten auf
dem Schaffst gestorben wären, und die Beseitigung ähnlicher Todesursachen
für sie zu eiuer dringenden häuslichen Angelegenheit geworden fei. Sie über¬
sahen dabei vollständig, daß, wenn das Strafgesetzbuch abgelehnt wurde, die
Todesstrafe iu Preußeu allein auf vierzehu (statt zwei) Verbrechen in gesetzlicher
Wirksamkeit fortbestand, Zuchthansstrafe anch bei politischen Verbrechen (ohne
Prüfung der Ehrenhaftigkeit oder Ehrlosigkeit der Gesinnung) erkannt werden
durfte, die Redefreiheit der Einzellandtage so problematisch war als bisher,
der Begriff des Widerstandes gegen die Staatsgewalt, die Aufreizung zu Haß
uud Verachtung u. s. w. ihren in den Reactionsjahren erhaltenen Gummi¬
charakter noch immer bewahrt hätten.

Ganz in derselben Weise verschlossen die Gegner des Compromisfes über
die Jnstizgesetze die ihnen von einer gütigen Vorsehnng verliehenen Sinne
gegen die eminenten Fortschritte der großartigen Neuerung, welche diese Gesetze
über Deutschland herausführen. Daß die Polen allerdings jedem Gesetze
grollen, welches deutscher Gewissenhaftigkeit in der Rechtsprechung, der Er-
starkuug deutscheu Wesens und deutscher Sprache weite Bahuen öffnet, statt,
wie unter dem System Mühler, die Deutschen zu Gunsten der Polen zu ver¬
gewaltigen, finden wir natürlich. Daß die Socialdemokraten mit dem ihnen
zum Bedürfniß gewordenen theatralischen Aufwand durch Herrn Hasenclever
erklären, nicht mehr mitzuthun, wenn ein großes Stück deutschen National-
strebens vollendet wird, das kann nur der Nichtkenuer dieser Partei der cyui-
schen Vaterlandslosigkeit und gesellschaftlicheu Auflösung auffallend finden.
Und wenn die Partei, welche von Rom ihre Losung und Führer empfängt,
allen Gesetzen widerstrebt, die ihrer Gesetzesanflehnung nicht völlige Straflvsig
keit sichern, so ist das ein Act aus dem Triebe der Selbsterhaltung, der dem
geringsten Thier innewohnt. Aber daß die fog. Fortschrittspartei, welche sich
sogar die „deutsche" nennt, bei dieser Gelegenheit ein so trauriges Debüt gab,
das könnte uns nm einiger Männer von gntem Klang willen, die auf den
Büuken dieser Partei noch heute sitzen, leid thun. Es gab eine Zeit, wo die
Schulze-Delitzsch und Wiggers, die Duncker u. s. w. gehobenen Herzens
mahnten, vorerst einmal die Einheit des Rechtes in der und jener wichtigen
Frage für ganz Deutschland zu begründen, dann werde der Ausbau im Eiu-
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zelnen, den Mancher vielleicht noch wünschen möge, dnrch die gemeinsame
Discnssion nnd den gemeinsamen Druck der ganzen Nation jedenfalls viel
leichter zu verwirklichen sein, als durch die energischsten Bestrebungen in den
einzelnen Staaten und Kammern. Das ist allerdings schon lange her. Es
geschah zu den Zeiten des seligen Nationalvereins, nnd es war damals frei¬
lich nicht zu befürchten, daß den Wünschen der Nationalvereinsredner gleich
die That und Verwirklichimg folge. Aber der damals ausgesprochene Grund¬
satz ist durch die seitherige Entwickelung der Dinge sicherlich in keiner Weise
erschüttert, sondern nur befestigt worden. Wir haben seither an Hunderten von
Erfahrungen gelernt, daß ans dem Gebiete der Reichsgesetzgebung berechtigte
Wünsche und Fortschritte ungemein viel rascher znm Ziel gelangen, als in dem
mühsamen nnd zersplitterten Treiben der Einzelstaaten.

Und trotz alledem stimmte die sog. deutsche Fortschrittspartei gegen das
Zustandekommen der Reichsjustizgesetze. Trotzdem verwarf sie die eminenten
Fortschritte, welche diese Gesetze in Betreff der Verfvlgbarkeit ungesetzlicher
Handlungen von Beamten, in Betreff der Gerichtshöfe über Competenzconflicte,
in Betreff der Beseitigung des Anklagemonopols der Staatsanwaltschaft, der
Beschwerdeführnng gegen dieselbe, der Aufhebung des bisher in Preußen gegen
die verantwortlichen Redacteure von Preßerzengnissen geübten Zengnißzwanges
und in Betreff des bestimmten letzten Termins der Jnkrafttretung der Reichs¬
justizgesetzeverbürgen!

Für diejenigen, welche die Haltung dieser Fraetion in dem letzten Jahr¬
zehnt genauer verfolgt haben, bedarf freilich auch dieses ihr Gcbahren gegen¬
über den Justizgesetzeu keiner Erklärung. Die sog. „deutsche" Fortschrittspartei
hat in diesem Zeitraum, der uns mn ein Jahrhundert und mehr gefordert hat,
gegen alle Gesetze uud Fortschritte gestimmt, auf welche wir stolz sind: gegen
die norddeutsche Buudesverfassung und das Kriegsdienstgesetz von 1867, gegen
die Buudeskriegspflicht der Südstaaten bei Erneuerung der Zollvereinsverträge
1867, gegen das Strafgesetzbuch und gegen die Versailler Verträge 1870, gegen
die Reichsverfasfung 1871 und gegen das Jesnitengesetz, gegen das Reichs-
militairgesetz und gegen den eisernen Kriegsfonds, gegen den deutschen Zolltarif
wie er heute besteht (im Zollparlament), alljährlich gegen eine ganze Reihe
der wichtigsten Etatpositionen, ohne welche die Erhaltimg des deutschen Reiches
geradezu unmöglich wäre und nun zur Krönung dieses Verhaltens gegen die
Justizgesetze. Eine solche Partei hat in keiner Weise das Recht, sich eine fort¬
schrittliche, noch weniger sich eine deutsche zu uennen. Sie ist lediglich die
Partei der Reaction der Opposition gegen das gesunde Vorwärtsschreiten des
nationalen Lebens. Und sie hat sich die Bundesgenossen für ihr Treiben



„ 4 —-

außerhalb und innerhalb des Parlamentes lediglich in den Reihen der Reichs¬
feinde zu suchen, nicht nnter den nationalen Parteien Deutschlands.

Wie in allen großen Krisen die Klarheit der Gegensätze gewinnt, so hat
auch die Fraetion Richter, welche aus einer unbegreiflich zähen Vorliebe für
das Alte sich deutsche Fortschrittspartei neunt, plötzlich, und leider viel richtiger
als manche Führer der nationalliberalen Partei, erkannt, daß sie mit der großen
Partei, welcher das Kompromiß über die Jnstizgesetze hauptsächlich zu danken
ist, absolut keine Fühlung habe. Sie hat den Nationalliberalen daher alle
Freundschaft gekündigt, die Wähler „ans Wacht" gernfen nnd die Losuug aus¬
gegeben, keinen Nationalliberalen zu wähleu.

Unsere Freude über das Zustandekommen der Justizgesetze ist groß und
begründet in dieser mächtigen Errungenschaft der nationalen Entwickelung. Sie
hat mit Parteirücksicht uichts zu thun. Aber diese Kriegserklärung der Fort¬
schrittspartei an die Nationalliberalen bereitet uns fast ebeuso große Freude.
Denu dieses Zerwürfnis; ist die unmittelbare, zuerst fühlbare und am Vor¬
abend der am 10. Jannar zu vollziehenden Reichstagswahlen doppelt werth¬
volle Frncht des Zustaudekommens der Justizgesetze. Möchte diese Feindschaft
eine recht gründliche, recht unversöhnliche werden! Um so rascher wird die so¬
genannte Fortschrittspartei sich abwirthschafteu, um so klarer und geachteter
wird die Stellung der nationalliberalen Partei werden.

Anscheinend nur die Besorgniß vor der neu entstandeuen sogenannten „dentsch-
cvnservativen Partei" veranlaßteiln Lanfe des vergangenen Sommers und Herbstes
einige Führer der nationalen Partei, die Losung einer Cvalition der nationalen mit
der Fortschrittspartei für die Wahlen zum preußischen Landtag und zum dentschen
Reichstag auszugeben. Diese Besorgniß hat sich schon bei den Wahlen zum
preußischeu Laudtag als eine völlig unbegründete erwiesen. Dasselbe werden
die Reichstagswahlen darthnn. Denn die „dentsch-eonservative" Partei befrie¬
digt das anerkennenswerthe Bedürfniß nach einer Neubildung und Sammlung
der couservativeu Kräfte Deutschlands in keiner Weise. Die „Dentsch-Conser-
vativen" bieten in ihren Reihen die bunteste Karte von Ansichten und Meinun¬
gen, welche je zu einer „Partei" sich zusammen fauden. Die Mucker uud die
Agrarier, die junkerlichen Reactionüre Altpreußens und die reactionären Par-
ticularisten Sachsens und Hannovers, die Zünftler und die Schutzzölluer haben
sich zn dieser „Partei" angefunden. Allen diesen Elementen ist nur Eines ge¬
meinsam: Die Uuzufriedenheit mit deu bestehenden Zuständen, mit dem
freisinnigen uud deutscheu Charakter der nationalen Enwickelnng im letzten Jahr¬
zehnt. Und das will eine conservative Partei sein? Sie, die das Bestehende
auflösen, die bisherige Entwickelung zurückdrängen möchte. Es ist kein Zufall,
daß die weuigeu Abgeordneten, welche uuter diesem ueueu Bauner ans den
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Preußischen Wahlen hervorgingen, nicht einmal den Versuch gemacht haben,
eine Fraction zu bilden. Jeder derartige Versuch müßte schou cm den ersten
Abstimmungen der neuen Fraction scheitern. Einem so unbedeutenden Gegner
zuliebe brauchte die nationale Partei unseres Trachtens keineswegs das un¬
natürliche Wahlbündnis; mit der Fortschrittspartei in's Auge zu fassen uud
einzugehen.

So hoffen wir denn zuversichtlich, daß aus den Rcichstagswcchlen des
Jannar die große Partei, welche bei dem Zustandekommen der Jnstizgcsetze
abermals einen so glänzenden Beweis ihrer patriotischen Selbstverleugnung
und ihrer praetischen politischen Tüchtigkeit gegeben hat, mindestens in derselben
Stärke hervorgehe, als sie bisher gewesen, noch klarer und fester als bis¬
her, da sie ihre Wahlsiege hoffentlich nicht dem faulen Bunde mit der Fort¬
schrittspartei danken wird. Wir wolleu nicht prophezeihen, aber sehr bestimmte
Anzeichen denten daranf hin, daß die Kraft der gefährlichsten Reichsfeinde, der
Ultramontanen und Socialdemokraten im Rückgang begriffen ist, und daß die
Anhänger dieser Partei daher kaum iu der bisherigen Anzahl bei den nächsten
Neichtagswcihlen gewählt werden dürsten.

Wir haben im ultramoutanen Lager die deutlichsten Symptome des Ver¬
falls vor Augen. Die geistlichen Anführer in der Rebellion gegen den Staat
haben die Heerde feige im Stiche gelassen, haben nur ihre werthe Person vor
dem wuchtigen Arme der strafenden Gerechtigkeit in Sicherheit gebracht. Eine
große Anzahl verführter Priester hat sich den Staatsgesetzen unterworfen. Zn
einem dauernden compaeten Wiederstande ist Niemand unfähiger, als die große
Masse, am wenigsten dann, wenn die Flamme des Fanatismus nur durch so
künstliche Spitzfindigkeiten zu erhalten ist, wie sie der Ultramontanismus im
Kampfe gegen den Staat aufbieten muß, um den Widerstand fortzusetzen.

Was die Socialdemokratie aulaugt, so lürmeu ihre Organe und Reise¬
prediger natürlich anch vor diesen Wahlen so sicgesprahlend wie immer. Die
Verschmelzung der Eisencicher mit den Lasallecmern scheint sie zn kräftigen.
Aber wiederholt ist schon in diesen Blättern ansgesprochen worden, daß
das nur Scheiu ist. Sie haben sich vereinigt, weil sie sich deu Luxus ver¬
schiedener Meiuuugeu uicht mehr gönnen durften, ohne allmählig selbst bei den
Getreuen alleu Glaubeu einzubüßen und vor Allein deßhalb, weil die Partei
mit ihren äußersten Anstrengungen und trotz der Androhung so schimpflicher
Behandlung der Renitenten, wie sie keine andere Partei ihren Anhängern zu
bieten wagen würde, nicht mehr die Mittel anfzubringen vermochte, um zwei
Parteiorgaue uud zwei Parteihauptquartiere zu erhalten. Das ist der
wahre und der einzige Grund der Vereinigung, die im Uebrigen nur
den völligen Sieg der vaterlcmdsloseu Internationale über die von Haus



aus wenigstens auf nationalem Boden erwachsene Heilslehre Lasalles be¬
deutet. Und je mehr sich die Socialdemokratie von dem Mntterbvden des
Vaterlandes entfernt, je schamloser und unverhüllter sie die heiligste» Er¬
innerungen uud Gefühle unsres Volkes mit Füßen tritt, um so rascher ist
ihr der Niedergang gewiß. Der erschreckende Pauperismus au Gedanken
und Begeisterung, an dem sie von jeher gelitten, ist noch nie so uackt
zu Tage getreten, als seitdem sich die Verewigung der socialistischen Parteien
vollzogen hat, uud namentlich seit dem Beginn der Wahlagitation. Nicht der
Schatten natürlicher Begeisterung, nicht die Spur inuerer Ueberzeuguug, eigener
ueuer Gedanken in allem, was da vou Sveialisten geredet und geschriebenwird.
Ueberall auch die alte Armuth an Talent. Menschen von der absoluten par¬
lamentarischen Werthlosigkeit eines Hasselmann, Vahlteich, Hasenelever, welche
in jeder andern Partei nach ihren Leistungen und Verstaudesproben für immer
uumöglich wären, werden aus Maugel au Material immer wieder aufgestellt
und nur mühsam wird die Blöße damit bedeckt, daß die Herren Bebel und
Liebknecht in etwa zwanzig Wahlkreiseu zugleich aufgestellt werdeu.

Ein besonders augenfälliger Grund für den Rückgang der Socialdemokratie
mag freilich in den traurigeu Geschästsverhültnissen liegen, unter denen Deutsch¬
land am Ausgang des Jahres noch ebenso leidet, wie zu Anfaug desselbeu.
Auch der Blödeste erkennt, daß es trügerische Lehre» waren, als die socia-
listischen Führer in den Jubelwochen der Milliarden das Sparen verboten
und ihre Weisheit als den Heilstrost für gute uud böse Tage anpriesen. Jeder
leidet hente mehr oder weniger unter der Schwere der Zeit. Aber auch hier
künden uus die besten Kenner der Volkswirthschaft und darunter ein so vor¬
sichtiger Rechuer, wie der preußische Fiucmzminister, daß das Barometer auf
besseres Wetter, größeres Vertrauen und größre Unternehmnugslust zeige. Ge¬
wiß nicht am wenigsten aus dem Grnude, weil die orientalische Frage, welche
die östlichen nnd westlichen Völker Enropa's in ihren wichtigsten Lebens¬
interessen berührt und in der peinlichsten Spannung hält, Dank der Staatskimst
des Lenkers unserer Politik unter keinen Umständen für Deutschland einen
friedensbedrohlicheu Charakter auuehmen wird.

So mögen denn dem lieben Vaterlande alle die reichen Hoffnungen,
mit denen wir in das neue Jahr eintreten, in Erfüllung gehen ! H. B.
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